
NOTIZEN

 Wirtschaft hochzufrieden 
 Die Stimmung in der deutschen Wirt-
schaft hat sich weiter deutlich verbes-
sert. Der Ifo-Geschäftsklimaindex 
stieg im Juni um 0,9 auf 108,7 Punkte,  
teilte das Ifo-Institut für Wirtschafts-
forschung am Freitag mit. Unterneh-
men schätzten ihre Geschäftslage und 
ihre Geschäftsaussichten für das kom-
mende halbe Jahr besser ein – aller-
dings vor dem Brexit. 

 Spargel teuer wie nie 
 Trotz Rekordpreisen für den deut-
schen Spargel haben die Bauern die-
ses Jahr mit einer schwierigen Saison 
zu kämpfen. „Nach Pfingsten war es 
eine Katastrophe“, sagte Marktken-
ner Jochen Winkhoff. Mit im Schnitt 
7,20 € pro Kilogramm weißen deut-
schen Spargel kosteten die Stangen so 
viel wie wohl nie zuvor. Die Kosten 
lagen im Vergleich zum Vorjahr rund 
50 Cent oder 8 Prozent höher. Im 
Schnitt liegt der Preis nach Angaben 
der AMI bei unter 6 €. 

 Mehr Bau-Aufträge 
 Der Boom auf dem Bau hält dank der 
extrem niedrigen Zinsen an. Im April 
verzeichnete das Bauhauptgewerbe 
in Deutschland preisbereinigt 18,2 
Prozent mehr neue Aufträge als ein 
Jahr zuvor. Im Zeitraum von Januar bis 
April haben die Unternehmen Aufträ-
ge im Wert von insgesamt 21,6 Mrd. € 
erhalten. Das sei der höchste nomina-
le Wert seit 20 Jahren. 

 Kreis wird Finanzvorstand 
 Eine Frau wird künftig im Konzern-
vorstand der Deutschen Post (Bonn) 
die Finanzen verwalten. Die 45-jähri-
ge Melanie Kreis wurde vom Auf-
sichtsrat als Nachfolgerin von Lawren-
ce Rosen berufen. Sie ist damit nach 
Simone Menne von der Lufthansa erst 
die zweite Frau, die das Finanzressort 
eines Dax-Konzerns leiten wird. 

 Warnstreiks bei Banken 
 Im Tarifkonflikt bei Banken hat Verdi 
den Druck erhöht. Vor der dritten Ver-
handlungsrunde beteiligten sich 
mehr als 1000 Beschäftigte an Warn-
streiks im Südwesten, teilte ein Ge-
werkschaftssprecher mit. So gingen 
mehr als 500 Beschäftigte der Bau-
sparkasse Schwäbisch Hall auf die 
Straße. In Stuttgart legten Mitarbei-
ter der LBBW und anderer Institute 
die Arbeit nieder. Die Gewerkschaft 
verlangt 4,9 Prozent mehr Geld. 

 Weniger Bürokratie 
 Vor der Entscheidung über eine Anhe-
bung des Mindestlohns fordert das 
deutsche Kraftfahrzeuggewerbe 
„weniger Bürokratie bei der Umset-
zung und ein moderates Vorgehen 
bei der anstehenden Erhöhung“. Vie-
le kleine Betriebe beklagten den ho-
hen Verwaltungsaufwand bei der Do-
kumentation der Arbeitszeiten. 

Stuttgart. Mit Enttäuschung und 
Sorge haben Industrievertreter aus 
dem Südwesten auf das britische Vo-
tum für einen Brexit reagiert. Für ba-
den-württembergische Unterneh-
men sei das „ein Alarmsignal“, sagte 
der Geschäftsführer vom Landesver-
band Deutscher Maschinen- und 
Anlagenbau (VDMA), Dietrich Birk. 
„Wir befürchten, dass mit dem Brexit 
ein Vertrauensverlust in den Indust-
riestandort Europa und ein spürba-
rer Rückgang der Exporte in das Ver-
einigte Königreich einhergeht.“

Der Präsident des Landesverban-
des der Baden-Württembergi-
schen Industrie (LVI), Hans-Eber-
hard Koch, nannte das Votum einen 
„harten Schlag“ für die Wirtschaft 
hierzulande und auf der Insel. „Der 
Brexit tut uns weh.“

Für Baden-Württembergs Export-
wirtschaft ist Großbritannien der 
sechswichtigste Absatzmarkt, in der 
EU liegt das Land in dem Ranking 
auf Platz drei – nur Frankreich und 
die Niederlande sind wichtiger. Laut 
Wirtschaftsministerium wurden 
2015 Waren im Wert von 12,3 Mrd. € 
aus Baden-Württemberg nach Groß-
britannien exportiert, vor allem Au-
tos, Autoteile, Maschinen und Phar-

mazie. Verglichen mit dem Vorjahr 
war das ein Plus von 12 Prozent. Auf 
dem umgekehrten Weg kamen 2015 
britische Waren im Wert von 4,4 Mrd. 
€ in Deutschlands Südwesten, etwa 
14 Prozent weniger als noch 2014. 
Hierbei geht es vor allem um Erdöl, 
Erdgas, Autos und Autoteile.

Der Hauptgeschäftsführer der In-
dustrie- und Handelskammer Stutt-
gart (IHK), Andreas Richter, sagte, 
die drohende „Phase der Unsicher-
heit oder gar des Stillstandes“ könn-
te viele baden-württembergische 
und britische Firmen treffen, die Ge-
schäftsverkehr hätten. Steffen Auer, 
Präsident der IHK Südlicher Oberr-
hein, rechnet mit einem schwäche-
ren Absatz deutscher Produkte sowie 
vorübergehend auch mit Investiti-
onszurückhaltung.

Auch Baden-Württembergs Ar-
beitgeberpräsident Rainer Dulger 
äußerte seinen Unmut über die Fol-

gen des Brexit-Votums. Mit Blick auf 
das Großbritannien-Geschäft deut-
scher Firmen sagte er, am Ende der 
Verhandlungen über das britische 
EU-Aus stünden mehr Bürokratie 
und ein schlechterer Marktzugang. 
Transaktionskosten im Handel mit 
dem Vereinigten Königreich drohten 
sich zu erhöhen, so Dulger.

Bosch-Chef Volkmar Denner äu-
ßerte sich ebenfalls enttäuscht. Er 
betonte aber, in Großbritannien am 
bisherigen Geschäftskurs festzuhal-
ten. „Wir haben derzeit keine Pläne, 
unsere Investitionen in Großbritan-
nien zurückzufahren“, erklärte Den-
ner. Man habe aber mit Währungssi-
cherungsgeschäften  vorgesorgt.

Firmenvertreter betonten auch 
immer wieder, dass die Folgen noch 
unklar seien. „Wie sich dieser Aus-
tritt konkret auf die Geschäfte von ZF 
auswirken wird, ist aus heutiger 
Sicht nicht seriös vorherzusagen“, 

sagte ein Sprecher vom Autozuliefe-
rer ZF. Die Firma hat in Großbritan-
nien rund 3000 Mitarbeiter an neun 
Standorten.

Experten waren sich uneinig 
beim Thema Brexit. Peter Fuß vom 
Beratungsunternehmen EY wies da-
rauf hin, dass ein schwächeres briti-
sches Pfund deutsche Exporte auf 
die Insel ungünstiger mache. Wil-
li Diez vom Institut für Automobil-
wirtschaft sah die Sache eher positiv 
für deutsche Autobauer – nach sei-
ner Einschätzung wird sich das 
Pfund nach dem Kurseinbruch auf 
lange Sicht erholen und stark wer-
den, was den Absatz deutscher Autos 
ankurbeln würde.

Daimler-Chef Dieter Zetsche sieht 
nach dem Brexit-Votum keine Beein-
trächtigungen für die Geschäfte des 
Stuttgarter Autobauers. „Was Daim-
ler betrifft, erwarten wir keine un-
mittelbaren Auswirkungen.“ Den-
noch zeigte sich der Vorstandschef 
enttäuscht über das Votum.

Der Baden-Württembergische 
Handwerkstag sieht vor allem 
Schreiner hart getroffen, für die der 
hochwertige Innenausbau in der Re-
gion London ein wichtiger Markt sei.

IHK-Präsident Peter Kulitz, der 
sich selbst als überzeugten Europäer 
bezeichnet, warnt davor  in eine 
Kleinstaaterei zurückzufallen. Gene-
rell müsse man aber eine „Portion 
Gelassenheit“ haben. „Der Markt 
wird zeigen wohin die Reise geht und 
die Dinge regulieren.“  dpa/jkl/eb

Brexit: Angst um Exporte
Großbritannien ist Baden-Württembergs sechstwichtigster Absatzmarkt
Besorgt hat die Wirtschaft in Ba-
den-Württemberg auf den Bre-
xit reagiert. Für viele Unterneh-
men im Land ist Großbritannien 
ein wichtiger Handelspartner.

Wie sich der Brexit auf ZF auswirkt, kann der Autozulieferer nicht seriös vorhersagen. Das Unternehmen hat in Großbritannien rund 3000 Mitarbeiter. Foto: dpa

Bedauern Das britische 
Brexit-Votum könnte sich 
nach Einschätzung von Ba-
den-Württembergs Wirt-
schaftsministerin Nicole 
Hoffmeister-Kraut (CDU) ne-
gativ auf Firmen im Südwes-
ten auswirken. Das Ergebnis 
sei bedauerlich und „kein 
schönes Signal für Europa“. 

Die Politikerin sprach sich 
dafür aus, über die Ausge-
staltung der EU nachzuden-
ken. „Denn in vielen Län-
dern gibt es eine 
zunehmend europakritische 
Haltung, die man nicht igno-
rieren darf.“ Möglicherweise 
brauche man „mehr Mut zu 
Varianz und zu verschiede-

nen Lösungen innerhalb der 
EU“.  Der Chefsvolkswirt 
des Geldinstituts ING-Diba 
(Frankfurt) befürchtet, dass 
die wirtschaftlichen und po-
litischen Folgen noch lange 
zu fühlen sein werden. „Es 
steht ein lange, schwieriger 
und dreckiger Scheidungs-
prozess an.“ dpa

„Langer, schwieriger und dreckiger Scheidungsprozess“


